Anlage 8 zur Sitzungsvorlage
Nr. 17-V-61-0028

Zusammenstellung der Stellungnahmen

Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden und sonstigen Trager Offentlicher Belange
zum Bebauungsplan ,Autohaus Appelallee®

Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind § 1 Abs. 6 Nr. 1 bis 12 Baugesetzbuch (BauGB) insbesondere zu beriicksichtigen, die 6ffentlichen und pri-
vaten Belange gegeneinander und untereinander nach § 1 Abs. 7 BauGB gerecht abzuwagen. Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs uber die Aufstel-
lung von Bauleitpl&nen gelten nach 8 1 Abs. 8 BauGB auch fir ihre Anderung, Ergdnzung, und Aufhebung.

Das Abwagungsgebot ist die fur die Planungen spezifische Auspréagung des Verhaltnismaigkeitsgrundsatzes, die den vielschichtigen Interessenge-

flechten Rechnung tragen soll, die bei der Planung regelmaRig betroffen sind. Ziel des Abwagungsgebots ist es, dass das Produkt der Abwagung —
die planerischen Festsetzungen als Abwagungsergebnis — der insgesamt gegebenen Sachlage gerecht wird.

Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellungnahmen eingegangen
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Beteiligung der Behtdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB

Behdrdliche Stellungnahmen mit Anregungen aus der Behdrdenbeteiligung gemar 8§ 4 Abs. 2 BauGB sind der folgenden Tabelle zu entnehmen:

Nr. Behorde / Trager offentlicher Belange Ort Datum Seite
Landesamt fir Denkmalpflege Hessen 65203 Wiesbaden 24.04.2017 3
St s Uz 0 sg1p80m  [1soazor |3
Vorbeugender Brandschutz - Berufsfeuerwehr 65197 Wiesbaden 02.05.2017 4
ESWE Versorgungs-AG 65189 Wieshaden 05.05.2017 7
Umweltamt Wiesbaden 65189 Wiesbaden 08.06.2017 7
Deutsche Telekom Technik GmbH 55545 Bad Kreuznach |15.05.2017 10
RP Darmstadt 64283 Darmstadt 15.05.2017 12
Tiefbau- und Vermessungsamt Wiesbaden 65189 Wiesbaden 15.04.2017 15
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Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB

1 Landesamt fiir | Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden sei- | Der Hinweis |Die Anderung des Hinweises zur Sicherung von Boden- |redaktionelle
Denkmalpflege |tens der Denkmalfachbehdrde keine grundsatzlichen wird berlick- |denkmalern wird in Teil C angepasst. Korrektur
Hessen - Bedenken oder Anderungswiinsche vorgebracht. sichtigt.
Bodendenk- Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmalern sind
malpflege korrekt, jedoch aufgrund der Gesetzesneufassung von

»3 20 HDSchG* in ,§ 21 HDSchG* zu &ndern.

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhalt sich

ausschliellich zu den 6&ffentlichen Belangen des Bo-

dendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege.

Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des

Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege behalt

sich die Denkmalfachbehdrde vor.
2 Bundesamt Durch das Vorhaben werden Belange der Bundeswehr | Die Stel- Da sich die berlhrten Belange ausschlief3lich auf das keine
fur Infrastruktur, | berGhrt. Das Plangebiet befindet sich im Bauschutzbe- |lungnahme |dem Bebauungsplanverfahren nachgelagerte Bauge-
Umweltschutz |reich des US Flugplatzes Wiesbaden-Erbenheim. wird zur nehmigungsverfahren und die bauliche Umsetzung be-
und Dienstleis- |Nach Auswertung der in Bezug tUibersandten Unterlagen |Kenntnis ziehen, ergibt sich kein Erfordernis flir eine Anpassung
tungen der bestehen gegen das Vorhaben bei Einhaltung der bean- |genommen. |des Bebauungsplans. Die Informationen werden an die
Bundeswehr tragten Parameter seitens der Bundeswehr keine Be- Planungsbeteiligten weitergegeben.

denken.

Gebaudehdhe max. 99,0 m G.NN.

Aufgrund der Lage des Plangebiets zum Flugplatz ist
mit Larm- und Abgasemissionen durch den militarischen
Flugbetrieb zu rechnen. Ich weise bereits jetzt darauf
hin, dass spatere Ersatzanspriiche nicht anerkannt wer-
den koénnen.

Sollte fiir die Errichtung der Gebaude/Anlagen der Ein-
satz eines Baukrans notwendig werden, ist hierflr ge-
maR § 15i. V. m. § 12 LuftVG die Genehmigung der
militarischen Luftfahrtbehérde erforderlich. Fiir die Be-
antragung dieser luftrechtlichen Genehmigung werden
folgende Angaben bendtigt:

- Lageplan und Koordinaten im Koordinatensystem

Die Klarung bzw. Genehmigung einer temporéren Bau-
héhenlberschreitung durch die Errichtung von Baukra-
nen betrifft ausschlieBlich das Baugenehmigungsverfah-
ren.
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WGS 84
- (geographische Daten Grad/Min./Sek.) des Kranstan-
dortes
- Maximale Arbeitshéhe in m iber Grund und Giber NN
- Standzeit
Die Genehmigung ist vom Bauherrn rechtzeitig vor
Baubeginn (mindestens 3 Wochen vorher) bei der mili-
tarischen Luftfahrtbehdrde zu beantragen.
3 Vorbeugender | Zu den textlichen Festsetzungen A: Die Hinwei- |Die Hinweise des vorbeugenden Brandschutzes sind keine
Brandschutz - |- Die im Plangebiet neu anzulegenden Stral3en sind se werden sinngemal in die textlichen Festsetzungen des Bebau-
Berufsfeuer- entsprechend den Richtlinien Giber Flachen fir die bereits be- |ungsplans unter Teil C Hinweise integriert worden.
wehr Feuerwehr sowie den Mindestanforderungen der ricksichtigt.

Richtlinien fir die Anlage von Stadtstrallen RASt 06
R1 (insbesondere Kap. 4.9) zu gestalten.

Als Bemessungsfahrzeug ist ein 3-achsiger LKW
mafgebend. Weiterhin sind ein zuldssiges Gesamt-
gewicht von 16 t sowie eine Achslast von 10 t anzu-
nehmen. Diese Anforderungen (16 t zGG, 10 t Achs-
last) gelten auch fiir private Grundstiicksflachen, die
im Brandfall durch Feuerwehrfahrzeuge (z. B. Dreh-
leiter) befahren werden miissen. Zur Tragféahigkeit
von Decken, die im Brandfall von Feuerwehrfahrzeu-
gen befahren werden (z. B. Tiefgaragen), wird auf
DIN 1055-3:2006-03 verwiesen.

Die offentlichen Verkehrsflachen sind so zu gestalten,
dass die Zufahrt von Rettungsfahrzeugen jederzeit
ungehindert méglich ist (z. B. bei Neubau und Umbau
von Stral3en, Anlage von Verkehrsinseln und Parkfla-
chen, Pflanzung von Bewuchs, MalRhahmen zur Ver-
kehrsberuhigung usw.). (Muster-Richtlinien Uber FI&-
chen fur die Feuerwehr; Richtlinien fir die Anlage von
Stadtstrallen RASt 06 R1)
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Nr. 7.1 +7.2:

- Evtl. vorhandener oder zu pflanzender Bewuchs darf
die Anleiterbarkeit notwendiger Stellen an den Ge-
bauden sowie die Zufahrt und Aufstellung von Lésch-
fahrzeugen (FW-Zufahrt) nicht beeintrachtigen, auch
nicht durch zukinftigen Wuchs. Pflanzen und Bdume
in diesem Bereich sind regelmafig zurtick zu schnei-
den. Feuerwehrzufahrten und Aufstellflachen miissen
jederzeit erkennbar sein (Griinflachen, Schnee usw.)
und sind ggf. jederzeit gut sichtbar entsprechend in
ihrem Verlauf zu markieren.

Bei Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als

50 m von einer offentlichen Verkehrsflache entfernt
sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten zu den vor
und hinter den Gebduden gelegenen Grundstiickstei-
len und Bewegungsflachen herzustellen, wenn sie
aus Griinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich
sind. Soweit erforderliche Flachen nicht auf dem
Grundstuck liegen, miissen sie 6ffentlich-rechtlich
gesichert sein.

Weitere Details werden im Rahmen der Baugeneh-
migung der jeweiligen Objekte festgelegt. (8§ 4, 5,
13, 30 HBO; Muster-Richtlinien tGiber Flachen fir die
Feuerwehr)

Zu den textlichen Festsetzungen A Nr. 5 und B:

- Loéschwasserversorgung: In diesem Plangebiet sind
die Abstande der Loschwasserentnahmestellen un-
tereinander kleiner als 150 m (Lauflinie) zu halten
sowie die Léschwassermenge von 96 m®h (Gewer-
begebiet, auch im Umkreis) Giber die Dauer von zwei
Stunden fiir den Grundschutz ist sicherzustellen. Bei
der Anlage von Hydranten ist zu beachten, dass die-
se jederzeit fiir die Feuerwehr frei zuganglich sind
und nicht durch z. B. parkende Fahrzeuge versperrt
werden. Die Hydranten sind so im Verkehrsraum an-
zuordnen, dass die Stral3e befahrbar bleibt und die
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Hydranten nicht vor Zufahrten zu den Grundstiicken

liegen. Hydranten sind so anzuordnen, dass die Ent-
nahme von Wasser leicht moglich ist. Evtl. erforderli-
che Loschwassermengen fiir den Objektschutz sind

hierbei nicht berlcksichtigt.

(§ 1 Abs. 6 Nr. 8e BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 13+16
BauGB in Verbindung mit ,Wasserwirtschaftliche Be-
lange in der Bauleitplanung®, Erlass mit Arbeitshilfe
zur Berticksichtigung von wasserwirtschaftlichen Be-
langen in der Bauleitplanung, Hessisches Ministerium
fur Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz, Az. Ill 7A - 79e 04, vom 30.07.2014,
Nr. 1.1, 1.3 und 2.2.1; § 9 Abs. 6 BauGB; §§ 30, 31
HWG,; §§ 3, 45 HBKG; §§ 3, 13, 38 HBO; Technische
Regel DVGW-Arbeitsblatter W 405, W 400-1 (u. a.
Kap. 11.1.8, 16.6), W 331, Kap. 5.1; Gefahrenabwehr
durch Raumplanung im Brandschutz, Sitzungsergeb-
nis Nr. 3/2009 vom April 2009, Arbeitsgemeinschaft
der Leiter der Berufsfeuerwehren in der Bundesre-
publik Deutschland (AGBF), Arbeitskreis Vorbeugen-
der Brand- u. Gefahrenschutz, Nr. 2.4.2)

- Die Erreichbarkeit aller Gebdude im Plangebiet muss
Uber die postalische Adresse gewahrleistet werden.
(88 3, 4, 13 HBO)

- Hausnummern mussen vom 6ffentlichen Verkehrs-
raum lesbar sein. Auf die Ortssatzung der Landes-
hauptstadt Wiesbaden Uber die Festsetzung, Anbrin-
gung und Instandhaltung von Haus- bzw. Grund-
stiicksnummern wird verwiesen. (§§ 13 (1) HBO, § 5
(5.5) Ortssatzung der Landeshauptstadt Wiesbaden)
Wir bitten um Zusendung eines Exemplars des ge-
nehmigten / glltigen Bebauungsplans in Papierform,
wenn diese Bauleitplanung abgeschlossen ist.
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4 ESWE Ver- Der Punkt 7.7 in den textlichen Festsetzungen ist fur die |Die Anre- Die Inhalte der Planung werden durch diese Korrektur | redaktionelle
sorgungs-AG offentliche StralRenbeleuchtung als kritisch anzusehen. |gung wird nicht berthrt. Es wird lediglich eine redaktionelle Korrek- | Korrektur der

Wir bitten um Abanderung in den mit Stadtplanungsamt, |berlicksich- |tur vorgenommen. textlichen Fest-

Tiefbauamt und Umweltamt abgestimmten Text, der wie |tigt. setzungen

folgt lautet:

»Zur Vermeidung und Minimierung von Beeintrachtigun-

gen nachtaktiver Insekten sind fur die AuRenbeleuch-

tung ausschlieBlich Leuchtmittel (LED-Leuchten, Natri-

umdampf-Hochdrucklampen) mit einer Farbtemperatur

von 3.000 Kelvin (warmweil3e Lichtfarbe) bis maximal

4.000 Kelvin unter Verwendung vollstandig gekapselter

Leuchtengehéuse, die kein Licht nach oben emittieren,

einzusetzen.”

Des Weiteren bestehen seitens der ESWE Versorgungs

AG, sw netz GmbH und WLW keine Bedenken.
5 Umweltamt Umwelttechnische Belange, wasserrechtliche und fach- |Die grund- keine
Wiesbaden liche Belange, immissionsschutzfachliche Belange, satzliche

Klimaschutz/erneuerbare Energien: Zustimmung

Es bestehen keine weiteren Anregungen. wird zur

Kenntnis
genommen.

Immissionsschutzfachliche Belange:

Die Gerauschemissionen aus dem Gewerbegebiet wer- |Die Hinwei- |Die Einschatzungen des Umweltamtes / Untere Immis- | Erganzung der

den auf der sicheren Seite abgeschatzt durch Belegung |se werden sionsschutzbehdrde werden durch eine schalltechni- Begriindung

der gesamten Flache mit den flir Gewerbegebiete ein- | zur Kenntnis |sche Untersuchung aus dem Juni 2017 vollumfénglich

schlagigen flachenbezogenen Schallleistungspegeln genommen. |bestatigt. Danach werden die zulassigen Immissions-

von tags LWA= 60 dB(A)/m2. Bei dem Bebauungsplan
,Autohaus Appelallee* handelt es sich um einen vorha-
benbezogenen Bebauungsplan. Die Ansiedlung weiterer
Betriebe Im Plangebiet ist ausgeschlossen.

Die Errichtung einer “Riegelbebauung von 6,5 m bis

8,0 m Hohe ist nach unserer Einschatzung ausreichend,
um die Wohnbebauung in der Zaberner Strafde vor un-
zuldssigen Larmeinwirkungen zu schitzen. Nach tber-
schldgiger Rechnung werden die Immissionsrichtwerte
in einem Abstand von 90 m vom Rand des geplanten

richtwerte an der Zaberner Stralle auf jeden Fall einge-
halten.
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Gewerbegebietes auch bei ungehinderter Schallaus-
breitung (freier Sichtverbindung) eingehalten.

Der Kundenparkplatz ist vorrangig an die Friedrich-
Bergius-Stralte angebunden, untergeordnet auch an die
Appelallee. Die Hauptzufahrt liegt weit von der Wohn-
nutzung entfernt. Die Anlieferung sowie die Zu- und
Abfahrten zum Werkstattgebdude und zum Servicebe-
reich erfolgen ebenfalls Giber den Kundenparkplatz.
Lufthygienische Messungen an der Appelallee zeigen in
Bezug auf die Schadstoffkomponenten Feinstaub
(PM10) und Stickstoffdioxid NO2), dass sich die Jah-
resmittelwerte im Bereich der Grenzwerte bewegen.
Aufgrund der Betriebscharakteristik von Autohdusern
sind keine messtechnisch nachweisbaren Belastungen
zu erwarten.

Klimadkologische Belange:

Die Anregungen aus der klimadkologischen Stellung-
nahme zum Vorentwurf (Juni 2016) wurden eingearbei-
tet. Gegenuber dem Vorentwurf (Juni 2016) vorgenom-
mene Veranderungen im Flachenlayout wurden durch
eine erganzende gutachterliche Stellungnahme des
Fachbiiros OKOPLANA (20.12 2016) beurteilt: Die
Festsetzung von groReren Anpflanzflachen mit intensi-
ver Bepflanzung, die Uberstellung der Stellplatze mit
groRkronigen Baumen sowie die Festsetzung von Dach-
und Fassadenbegriinungen haben einen temperatur-
mindernden Effekt. Die hdhere bauliche Ausnutzung
durch eine bauliche Verbindung zwischen den ur-
spriinglich im Vorentwurf nur im Norden und Siiden
vorgesehenen Gebaudekomplexen wurde hinsichtlich
der Bellftungsfunktionen als nicht gravierend einge-
schatzt, weil sich der Luftaustausch nicht verschlechtert.
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Die Plananderungen werden aus klimadkologischer
Sicht insgesamt positiv bewertet. Die Belliftungsfunktio-
nen werden als nicht gravierend eingeschatzt, weil sich
der Luftaustausch gegeniber der im Vorentwurf an die-
ser Stelle geplanten Larmschutzwand nicht verschlech-
tert. Die Planéanderungen werden aus klimadkologischer
Sicht insgesamt positiv bewertet.

Naturschutzrechtliche und -fachliche Belange:

Die zur Prifung vorliegenden Planunterlagen sind hin-
sichtlich naturschutzrechtlicher und fachlicher sowie
grinordnerischer Belange mit dem Umweltamt abge-
stimmt. Es bestehen keine Bedenken gegen die Pla-
nung.

Die textlichen Festsetzungen bitten wir entsprechend
der Amterabstimmungen zur Auf3enbeleuchtung wie
folgt zu andern (kursiv):

A 7.7 Insektenfreundliche AulBenbeleuchtung

LZur Vermeidung und Minimierung von Beeintrdchtigun-
gen nachtaktiver Insekten sind fiir die AuBenbeleuch-
tung ausschlie8lich Leuchtmittel (LED-Leuchten, Natri-
umdampf-Hochdrucklampen) mit einer Farbtemperatur
von 3.000 Kelvin (warmweil3e Lichifarbe) bis maximal
4.000 Kelvin unter Verwendung vollstéandig gekapselter
Leuchtengehduse, die kein Licht nach oben emittieren,
einzusetzen.

Die Anre-
gung wird
berticksich-
tigt.

Die Inhalte der Planung werden durch diese Korrektur
nicht berdhrt. Es wird lediglich eine redaktionelle Korrek-
tur vorgenommen.

redaktionelle
Korrektur der
textlichen Fest-
setzungen
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6 Deutsche Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien |Der Anre- Die baulichen Anlagen der Telekom Technik GmbH keine

Telekom Tech- |der Telekom, die aus beigefligtem Plan ersichtlich sind. |gung wird werden nach Ricksprache mit der Telekom durch die

nik GmbH Die Aufwendungen der Telekom miissen bei der Ver- nicht gefolgt |Planung nicht tangiert.

wirklichung des Bebauungsplans so gering wie moéglich
gehalten werden. Deshalb bitten wir, unsere Belange
wie folgt zu bertcksichtigen:

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Be-
bauungsplan aufzunehmen:

In allen Strallen bzw. Gehwegen sind geeignete und
ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer
Breite von ca. 0,3 m fiir die Unterbringung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom vorzusehen.
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merk-
blatt tiber Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft fir
StralBen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten si-
cherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der
Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekom-
munikationslinien der Telekom nicht behindert werden.
Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur
durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommu-
nikationslinien im Plangebiet und auf3erhalb des Plan-
gebiets erforderlich.

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit,
welche eigenen oder lhnen bekannten Malinahmen
Dritter im Bereich folgender Straf3en stattfinden werden.

Fur den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikations-
netzes sowie die Koordinierung mit dem Stralenbau
und den Baumalinahmen der anderen Leitungstrager ist
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
Rungsmalinahmen im Bebauungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik GmbH unter dem im Briefkopf
genannten Adresse so friih wie mdglich, mindestens 6
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftli-

10
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chen Griinden eine Versorgung des Neubaugebietes

mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer

Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koor-

dinierten ErschlieBung sowie einer ausreichenden Pla-

nungssicherheit mdglich ist. Wir bitten daher sicherzu-
stellen, dass

- fur den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im
ErschlieBungsgebiet die ungehinderte, unentgeltliche
und kostenfreie Nutzung der kiinftig gewidmeten Ver-
kehrswege moglich ist,

- entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB folgende Fla-
chen als mit einem Leitungsrecht zu belasten festge-
setzt werden und im zweiten Schritt eine beschrankte
personliche Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten
der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, mit fol-
gendem Wortlaut eingetragen wird: "Beschrankte
personliche Dienstbarkeit fiir die Telekom Deutsch-
land GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht auf Er-
richtung, Betrieb, Anderung und Unterhaltung von Te-
lekommunikationslinien, verbunden mit einer Nut-
zungsbeschrankung."

- der ErschlieBungstrager verpflichtet wird, in Abstim-
mung mit uns im erforderlichen Umfang Flachen flr
die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehdusen auf
privaten Grundstlicken zur Verfiigung zu stellen und
diese durch Eintrag einer beschrénkten personlichen
Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland
GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch kostenlos zu si-
chern,

- eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung
der Lage und der Dimensionierung der Leitungszo-
nen vorgenommen wird und eine Koordinierung der
Tiefbaumalnahmen fiir Stralenbau und Leitungsbau
durch den ErschlieBungstrager erfolgt,

- die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der
TK-Infrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr ver-
andert werden.

11
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7 RP Darmstadt

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen, wie bereits mit
Stellungnahme vom 13. Juni 2016 ausgeflihrt, keine
grundséatzlichen Bedenken gegen die o. a. Bauleitpla-
nung mit dem Ziel der Ausweisung eines ca. 1,4 ha
groRen Gewerbegebietes innerhalb eines im
RPS/RegFNP 2010 tberwiegend entsprechend festge-
legten ,Vorranggebietes fir Industrie und Gewerbe*.
Die textlichen Festsetzungen zum Einzelhandel unter
A 1.1.2 wurden Uberarbeitet, d. h. im Gewerbegebiet ist
die Ansiedlung zentrenrelevanten Einzelhandels nun-
mehr entsprechend Z3.4.3-3 des RPS/RegFNP 2010
ausgeschlossen.

Auch aus naturschutzfachlicher Sicht wird auf die Stel-
lungnahme vom 13. Juni 2016 verwiesen.

Von Seiten der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt
Wiesbaden wird wie folgt Stellung genommen:

Grundwasser:

Das Plangebiet liegt in der quantitativen Schutzzone B4
des festgesetzten Heilquellenschutzgebietes (WSG-ID:
414-005) fiir die staatlich anerkannten Heilquellen
Kochbrunnen, GrolRe und Kleine Adlerquelle, Salmquel-
le, Schiitzenhofquelle und Faulbrunnen der Landes-
hauptstadt Wiesbaden. Die Schutzgebietsverordnung
vom 26. Juli 2016 (StAnz. 37/2016, S. 973 ff) ist zu be-
achten.

Bodenschutz:

Eine Uberprifung der hessischen Altflaichendatei (Da-
tenbank ALTIS) ergab folgenden Datenbankeintrag im
Gebiet des Bebauungsplans. Ich bitte den Textteil des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans entsprechend zu
erganzen:

ALTIS Nr. 414.000.070-001.318, Appelallee 94; Firma
Klee, Tankstelle und KFZ-Handwerk

Die grund-
satzliche
Zustimmung
wird zur
Kenntnis
genommen.

Die Hinwei-
se werden
bereits be-
ricksichtigt.

Die Hinweise beziiglich des Bodenschutzes sind sinn-
gemal in die textlichen Festsetzungen des Bebauungs-
plans unter Teil C Hinweise integriert worden.

keine

keine

12



Lfd. Nr. der
Stellungnahme

Zusammenfassung der
vorgetragenen Stellungnahme

Beschluss-
vorschlag

Begriindung

Auswirkungen
auf die
Planung

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht kénnen durch den
Betrieb der Tankstelle schadliche Bodenveranderungen
nicht ausgeschlossen werden. Vorhaben auf Grundsti-
cken mit schadlichen Bodenverdnderungen bediirfen
der vorherigen bodenschutzrechtlichen Zustimmung
nach § 11 Abs. 2 HAItBodSchG. Hierunter fallen insbe-
sondere Vorhaben, bei denen in den Boden eingegriffen
oder die Bodenoberflache verandert wird. Zur Klarung
der Frage, ob die Wirkungspfade Boden-Mensch und
Boden-Grundwasser betroffen sind, beabsichtige ich -
unabhédngig vom Baugenehmigungsverfahren nach
HBO - ein eigenstandiges bodenschutzrechtliches Ver-
fahren nach § 11 Abs. 1 HAItBodSchG einzuleiten.

Im weiteren Verfahren ist das Regierungsprasidium
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Wies-
baden Dezernat 41.1 Boden, Grundwasser als zustan-
dige Bodenschutzbehdérde zu beteiligen.

Vorsorgender Bodenschutz

Das Plangebiet liegt im Innenbereich und ist bereits zum
Teil Uberbaut. Auswirkungen von Baumal3nahmen auf
die Bodenstruktur/ -gefiige spielen daher eine unterge-
ordnete Rolle. Bei Riickverfiillung anstehender Boden
und bei angeliefertem Boden ist die Richtlinie fir die
Verwertung von Bodenmaterial vom 17. Februar 2014
(StAnz. 10/2014 S. 211 ff.) zu Grunde zu legen. Das
Regierungsprasidium Darmstadt, Abteilung Arbeits-
schutz und Umwelt Wiesbaden, Dezernat 41.1 Boden-
schutz, Grundwasserschutz entscheidet nach Vorlage
der Analysen im Einzelfall Giber die Einbauféhigkeit.
Das Dezernat IV/WI 41.1 ist in Baugenehmigungsver-
fahren zu beteiligen.

Immissionsschutz:

- Wir weisen darauf hin, dass die unmittelbare Nach-
barschaft des geplanten vergroRerten Gewerbege-
bietes zu dem Kleinsiedlungsgebiet an der Zaberner
Stralle (Nr. 13 und 15), also Giberwiegend Wohnnut-

Der Hinweis
wird berlick-
sichtigt.

Infolge der Anregung der Abteilung Arbeitsschutz und
Umwelt Wiesbaden ist im Juni 2017 eine schalltechni-
sche Untersuchung durchgefiihrt worden. Diese ist zu
dem Ergebnis gekommen, dass die fur Gewerbebetrie-

Ergadnzung der
Begriindung
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Lfd. Nr. der Zusammenfassung der Beschluss- |Begriindung Auswirkungen
Stellungnahme | vorgetragenen Stellungnahme vorschlag auf die
Planung
zung, zu Konflikten fiihren kann. Aus den Pla- be mallgebenden Anforderungen der TA Larm eingehal-
nungsunterlagen ist nicht ersichtlich, dass bzw. wie ten werden. Legt man die im Vorhaben- und Erschlie-
solche Nutzungskonflikte hervorgerufen etwa durch Bungsplan dargestellte bauliche Struktur zu Grunde, die
Kfz-Larm und/oder Abgas-(Einwirkungen) ausge- durch eine riegelférmige Bebauung entlang der 0Ostli-
schlossen werden kénnen. chen Gebietsgrenze gekennzeichnet ist, wird der Im-
- Es st nicht transparent, aus welchem Grund ein missionsrichtwert von 55 dB(A) fir das Kleinsiedlungs-
~Larmschutzriegel” geplant ist. Falls es hierzu Er- gebiet (WS) an der Zaberner Stralle um mindestens
kenntnisse gibt, wéare es in dem Zusammenhang 8 dB(A) unterschritten. Selbst bei theoretisch freier
hilfreich, wenn sie vollstandig mitgeliefert wiirden. Schallausbreitung - ohne die riegelférmige Bebauung -
wiirde die vorgenannte Grenze noch um mindestens
3 dB(A) unterschritten. Damit belegen die gutachterli-
chen Ergebnisse, dass der vorsorgende stadtebauliche
Schallschutz mittels Ausbildung eines ,Larmschutzrie-
gels® wirksam ist, indem er das Gerduschniveau lber
die gesetzlichen Anforderungen hinaus absenkt.
Hinsichtlich der Schadstoffbelastung der Luft zeigen
lufthygienische Messungen an der Appelallee (Schad-
stoffkomponenten Feinstaub (PM10) und Stickstoffdi-
oxid NO2)), dass sich die Jahresmittelwerte im Bereich
der Grenzwerte bewegen. Aufgrund der Betriebscharak-
teristik von Autohdusern sind keine messtechnisch
nachweisbaren Belastungen zu erwarten.
- Die geplante textliche Festsetzung in Nummer 7.3 | Der Anre-
ist schwer verstandlich, m. E. schlieRen die Son- gung wird keine

nenenergienutzung und Dachbegriinung einander
aus.

Eine Ausnahme von der Pflicht zur Dachbegriinung
ware bei den Flachen denkbar, die zur Nutzung von
Solarenergie verwendet wiirden. Dieser Flachenanteil
ware dann gegebenenfalls zu begrenzen z. B. bei 20%
der Dachflache, damit der kithlende Effekt nicht konter-
kariert wiirde.

Ansonsten bestehen aus Sicht der Abteilung Arbeits-
schutz und Umwelt Wiesbaden keine weiteren Beden-
ken und Anregungen.

nicht gefolgt.

Auf Wunsch des Umweltamtes der Stadt Wiesbaden ist
eine Kombination aus Sonnenenergienutzung und
Dachbegriinung gewtinscht. Ein begrtintes Dach sorgt
flir wesentlich niedrigere Umgebungstemperaturen als
vergleichbare Kies- und Nacktdacher. Dadurch heizen
sich die Sonnenkollektoren weniger auf. Die Substrat-
schicht der Begriinung kann zudem auch als Ballast fir
die Unterkonstruktion dienen. Damit ist eine Veranke-
rung in der Dachkonstruktion hinfallig.
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Lfd. Nr. der Zusammenfassung der Beschluss- |Begriindung Auswirkungen
Stellungnahme | vorgetragenen Stellungnahme vorschlag auf die
Planung
8. Tiefbau- und | In der Darstellung des Bebauungsplans sind alle vor- | Der Anre- Bei den festgesetzten Badumen handelt es sich aus- keine
Vermessungs- | handenen B4ume in der StralRenverkehrsflaiche entwe- |gung wird schlief3lich um Bestandsbdume. Stral3enbegleitgriin,
amt der als unverbindliche Eintragungen (analog aller ande- | nicht gefolgt. |insbesondere Grof3grin, erfiillt in innerstadtischen Ge-
ren Eintragungen innerhalb der Verkehrsflache) vorzu- bieten eine Vielzahl bedeutsamer Funktionen. Zudem
nehmen oder aus der Plandarstellung zu entfernen. verbessern Baume erheblich das Mikroklima, welches
Eine Festsetzung vorhandener Badume innerhalb der im Umfeld des Plangebiets erheblich belastet ist.
StralRenverkehrsflache als zu erhaltende Bdume wird Durch die Festsetzung der Bestandsbdaume wird ein
strikt abgelehnt. wichtiger Vorsorgebeitrag zu den erwarteten tempera-
turbezogenen Auswirkungen des Klimawandels geleis-
tet. Insgesamt rechtfertigen die positiven Effekte auf
Stadtgestaltung und Stadtklima eine Festsetzung der
Bestandsbaume im Bebauungsplan. Dabei ermdglichen
die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans im
Falle einer erforderlichen Ersatzpflanzung eine Ver-
schiebung des Standortes um bis zu 5 Meter, wodurch
eine ausreichende Flexibilitat bei der Standortwahl ge-
geben ist.
Im Zuge der Umsetzung des vorhabenbezogenen Be- |Der Hinweis |Die Verfligungsgewalt tiber die Grundstiicke wird iber |keine
bauungsplans benétigt der Investor die Verfligungsge- |wird zur den bereits abgeschlossenen Grundstlickskaufvertrag
walt Uiber alle betroffenen Grundstlicke. Der Investor ist | Kenntnis und den Durchflihrungsvertrag zum vorhabenbezoge-
gleichzeitig Eigentiimer des Grundsticks Gem. genommen. |nen Bebauungsplan sichergestellt.

Biebrich. Flur 3, Flurstiick 271/7 (Appelallee 94).
Daher sollte der Investor die Verfligungsgewalt tiber
die stadtischen Grundstiicke Gem. Biebrich, Flur 3,
Flurstiicke 271/8, 271/10 und 271/11 nachweisen.
Sofern dieses nicht mdglich ist, ist eine vertragliche
Einigung oder ein Flachenerwerb erforderlich da eine
Umlegung nach dem BauGB nicht das geeignete Mittel
fur die Umsetzung der Planung darstellt.

15



	Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB

